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________________________________________________________________________________________________________________ 
 
Hinweise zum Aufbau und zur Anwendung 
 
Teil A enthält Regelungen zur Ausgestaltung des Versicherungsschutzes in der Haftpflichtversicherung. 

- Abschnitt A1 gilt für die allgemeinen und besonderen Risiken aus Halten, Besitz und Gebrauch von Wasserfahrzeugen. 
- Abschnitt A2 gilt für Gewässerschäden und Schäden nach Umweltschadengesetz (besondere Umweltrisiken). 
- Abschnitt A3 gilt für Forderungsausfallrisiken. 
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Die gemeinsamen Bestimmungen zu Teil A enthalten Regelungen zum Abtretungsverbot, zur Prämienregulierung und zur Prämien-
angleichung. 
 
Teil B enthält Regelungen über allgemeine Rechte und Pflichten der Vertragsparteien.  
 

- Abschnitt B1 regelt Beginn des Versicherungsschutzes und Prämienzahlung.  
- Abschnitt B2 regelt Dauer und Ende des Vertrags/ Kündigung. 
- Die Abschnitte B3 und B4 enthalten Obliegenheiten des Versicherungsnehmers und weitere Bestimmungen. 
 

Maßgeblich für den Versicherungsschutz sind der gesamte Bedingungstext, der Versicherungsschein und seine Nachträge. 
________________________________________________________________________________________________________________ 
 
Abschnitt A1 – Privates Wasserfahrzeughalter-
Haftpflichtrisiko 
 
A1-1 Versicherte Eigenschaften, Tätigkeiten (versichertes 

Risiko) 
A1-1 Versichert ist 
A1-1.1 im Umfang der nachfolgenden Bestimmungen die gesetz-

liche Haftpflicht des Versicherungsnehmers aus Halten, 
Besitz und Gebrauch der im Versicherungsschein benann-
ten Fahrzeuge, die 
(1) ausschließlich zu privaten Zwecken oder 
(2) zur gelegentlichen unentgeltlichen Vermietung ohne 

Berufsbesatzung 
(3) zur Hilfeleistung – nach Aufforderung – einer sich in 

Seenot befindlichen Yacht (auch für Schäden am ha-
varierten Boot) 

verwendet werden und deren ständiger Standort in Europa 
liegt. 

A1-1.1.2 die gesetzliche Haftpflicht des Versicherungsnehmers als 
verantwortlicher Führer eines gemieteten oder gecharter-
ten, nur zu privaten Zwecken genutzten Wasserfahrzeugs.  
(Skipper-Haftpflichtversicherung) 

 Voraussetzungen für die Gewährung des Versicherungs-
schutzes sind: 
- der Miet- / Chartervertrag muss auf den Namen des 

Versicherungsnehmers ausgestellt sein; 
- die Dauer der Nutzung eines gemieteten / gecharter-

ten Wasserfahrzeugs darf nachweislich pro Versiche-
rungsjahr 30 Tage nicht überschreiten. Dies gilt auch, 
wenn in einem Versicherungsjahr mehrere Wasser-
fahrzeuge gemietet oder gechartert werden. Ab dem       
31. Tag der Nutzung eines gemieteten / gecharterten 
Wasserfahrzeugs entfällt der Versicherungsschutz, es 
sei denn, es wird eine Verlängerung beantragt; 

- Versicherungsschutz besteht ausschließlich für das 
Führen von Motor- oder Segelbooten mit einer Motor-
leistung bis zu 73,55 KW (100 PS) und von Segelboo-
ten mit einer Segelfläche bis zu  40 qm (Standardse-
gelfläche am Wind) erweitert auf die KW-Leistung 
bzw. Segelfläche des über diesen Vertrag versicherten 
Wasserfahrzeugs. 

Generell nicht versichert ist das Führen von Wassermotor-
rädern. 
Generell nicht versichert sind Schäden an gemieteten / 
gecharterten Wasserfahrzeugen. 
Der Geltungsbereich der Skipper-Haftpflichtversicherung 
ist auf Europa und das gesamte Mittelmeer begrenzt. 

Die Leistungspflicht des Versicherers besteht nur insoweit, 
als nicht ein anderer Versicherer zur Ersatzleistung ver-
pflichtet ist oder herangezogen werden kann. 
Die Höchstersatzleistung beträgt im Rahmen der Versi-
cherungssumme für Schäden durch gemietete oder ge-
charterte Wasserfahrzeuge 1 Mio. Euro und stellt gleich-
zeitig die Höchstersatzleistung für alle Versicherungsfälle 
eines Jahres dar.   

A1-1.2 Führen ohne vorgeschriebene behördliche Erlaubnis 
Die in A1-1.1 genannten Wasserfahrzeuge dürfen nur von 
einem berechtigten Führer gebraucht werden. Berechtigter 
Führer ist, wer das Wasserfahrzeug mit Wissen und Willen 
des Verfügungsberechtigten gebrauchen darf.  
Der Versicherungsnehmer ist verpflichtet, dafür zu sorgen, 
dass das Wasserfahrzeug nicht von einem unberechtigten 
Führer gebraucht wird.  
Der Führer des Wasserfahrzeugs darf das Wasserfahr-
zeug nur mit der erforderlichen behördlichen Erlaubnis be-
nutzen. Der Versicherungsnehmer ist verpflichtet, dafür zu 
sorgen, dass das Wasserfahrzeug nicht von einem Führer 
benutzt wird, der nicht die erforderliche behördliche Er-
laubnis hat. 
Die Verpflichtung zur Leistung bleibt gegenüber dem Ver-
sicherungsnehmer bestehen, wenn dieser das Vorliegen 
der Erlaubnis beim verantwortlichen Schiffsführer ohne 
Verschulden annehmen durfte oder wenn ein unberechtig-
ter Führer das Fahrzeug geführt hat. 
Wenn der Versicherungsnehmer eine dieser Obliegenhei-
ten verletzt, gilt B3-3.3 (Rechtsfolgen bei Verletzung von 
Obliegenheiten). 

A1-2 Regelungen zu mitversicherten Personen und zum 
Verhältnis zwischen den Versicherten (Versiche-
rungsnehmer und mitversicherten Personen) 

A1-2.1 Versichert ist die gesetzliche Haftpflicht 
A1-2.1.1 des Schiffsführers (Kapitän) oder Rudergängers in dieser 

Eigenschaft; 
A1-2.1.2 der Schiffsmannschaft und sonstigen Angestellten und 

Arbeitern aus der Ausführung ihrer dienstlichen Verrich-
tungen für den Versicherungsnehmer; 

A1-2.1.3 der sonstigen zur Bedienung des Wasserfahrzeugs be-
rechtigten Personen. 

 Eingeschlossen gelten auch die gesetzlichen Haftpflicht-
ansprüche der mitversicherten Personen untereinander. 

 Bei Wassermotorrädern gelten Ansprüche zwischen dem 
verantwortlichen Schiffsführer und Mitfahrern (Sozius) 
oder der sonst zur Bedienung des Fahrzeuges berechtig-
ten Personen untereinander als ausgeschlossen.  
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Ausgeschlossen sind Ansprüche aus Personenschäden, 
bei denen es sich um Arbeitsunfälle und Berufskrankhei-
ten im Betrieb des Versicherungsnehmers gemäß dem 
Sozialgesetzbuch VII handelt. Das gleiche gilt für solche 
Dienstunfälle gemäß den beamtenrechtlichen Vorschriften, 
die in Ausübung oder infolge des Dienstes Angehörigen 
derselben Dienststelle zugefügt werde. 

A1-2.2 Alle für den Versicherungsnehmer geltenden Vertragsbe-
stimmungen sind auf die mitversicherten Personen ent-
sprechend anzuwenden. Dies gilt nicht für die Bestimmun-
gen über die Vorsorgeversicherung (A1-9), wenn das neue 
Risiko nur für eine mitversicherte Person entsteht. 

A1-2.3 Unabhängig davon, ob die Voraussetzungen für Risikobe-
grenzungen oder Ausschlüsse in der Person des Versi-
cherungsnehmers oder einer mitversicherten Person vor-
liegen, entfällt der Versicherungsschutz sowohl für den 
Versicherungsnehmer als auch für die mitversicherten 
Personen. 

A1-2.4 Die Rechte aus diesem Versicherungsvertrag darf nur der 
Versicherungsnehmer ausüben. Für die Erfüllung der Ob-
liegenheiten sind sowohl der Versicherungsnehmer als 
auch die mitversicherten Personen verantwortlich. 

A1-3 Versicherungsschutz, Versicherungsfall 
A1-3.1 Versicherungsschutz besteht für den Fall, dass der Versi-

cherungsnehmer wegen eines während der Wirksamkeit 
der Versicherung eingetretenen Schadenereignisses (Ver-
sicherungsfall), das einen Personen-, Sach- oder sich da-
raus ergebenden Vermögensschaden zur Folge hatte, 
aufgrund  

g e s e t z l i c h e r 
H a f t p f l i c h t b e s t i m m u n g e n 
p r i v a t r e c h t l i c h e n   I n h a l t s 

von einem Dritten auf Schadensersatz in Anspruch ge-
nommen wird. 
Schadenereignis ist das Ereignis, als dessen Folge die 
Schädigung des Dritten unmittelbar entstanden ist. Auf 
den Zeitpunkt der Schadenverursachung, die zum Scha-
denereignis geführt hat, kommt es nicht an. 

A1-3.2 Kein Versicherungsschutz besteht für Ansprüche, auch 
wenn es sich um gesetzliche Ansprüche handelt, 
(1) auf Erfüllung von Verträgen, Nacherfüllung, aus 

Selbstvornahme, Rücktritt, Minderung, auf Schadens-
ersatz statt der Leistung; 

(2) wegen Schäden, die verursacht werden, um die 
Nacherfüllung durchführen zu können; 

(3) wegen des Ausfalls der Nutzung des Vertragsgegen-
stands oder wegen des Ausbleibens des mit der Ver-
tragsleistung geschuldeten Erfolges; 

(4) auf Ersatz vergeblicher Aufwendungen im Vertrauen 
auf ordnungsgemäße Vertragserfüllung; 

(5) auf Ersatz von Vermögensschäden wegen Verzöge-
rung der Leistung; 

(6)  wegen anderer an die Stelle der Erfüllung tretender 
Ersatzleistungen. 

A1-3.3 Kein Versicherungsschutz besteht für Ansprüche, soweit 
sie aufgrund einer vertraglichen Vereinbarung oder Zusa-
ge über den Umfang der gesetzlichen Haftpflicht des Ver-
sicherungsnehmers hinausgehen. 

A1-4 Leistungen der Versicherung und Vollmacht des Ver-
sicherers 

A1-4.1 Der Versicherungsschutz umfasst 
- die Prüfung der Haftpflichtfrage; 

- die Abwehr unberechtigter Schadensersatzansprüche 
und 

- die Freistellung des Versicherungsnehmers von be-
rechtigten Schadensersatzverpflichtungen. 

Berechtigt sind Schadensersatzverpflichtungen dann, 
wenn der Versicherungsnehmer aufgrund Gesetzes, 
rechtskräftigen Urteils, Anerkenntnisses oder Vergleichs 
zur Entschädigung verpflichtet ist und der Versicherer 
hierdurch gebunden ist. Anerkenntnisse und Vergleiche, 
die vom Versicherungsnehmer ohne Zustimmung des 
Versicherers abgegeben oder geschlossen worden sind, 
binden den Versicherer nur, soweit der Anspruch auch 
ohne Anerkenntnis oder Vergleich bestanden hätte. 
Ist die Schadensersatzverpflichtung des Versicherungs-
nehmers mit bindender Wirkung für den Versicherer fest-
gestellt, hat der Versicherer den Versicherungsnehmer 
binnen zwei Wochen vom Anspruch des Dritten freizustel-
len. 

A1-4.2 Der Versicherer ist bevollmächtigt, alle ihm zur Abwicklung 
des Schadens oder Abwehr der Schadensersatzansprü-
che zweckmäßig erscheinenden Erklärungen im Namen 
des Versicherungsnehmers abzugeben. 
Kommt es in einem Versicherungsfall zu einem Rechts-
streit über Schadensersatzansprüche gegen den Versi-
cherungsnehmer, ist der Versicherer bevollmächtigt, den 
Prozess zu führen. Der Versicherer führt dann den 
Rechtsstreit auf seine Kosten im Namen des Versiche-
rungsnehmers.  

A1-4.3 Wird in einem Strafverfahren wegen eines Schadenser-
eignisses, das einen unter den Versicherungsschutz fal-
lenden Haftpflichtanspruch zur Folge haben kann, die Be-
stellung eines Verteidigers für den Versicherungsnehmer 
von dem Versicherer gewünscht oder genehmigt, so trägt 
der Versicherer die gebührenordnungsmäßigen oder die 
mit ihm besonders vereinbarten höheren Kosten des Ver-
teidigers. 

A1-4.4 Erlangt der Versicherungsnehmer oder eine mitversicherte 
Person das Recht, die Aufhebung oder Minderung einer 
zu zahlenden Rente zu fordern, so ist der Versicherer be-
vollmächtigt, dieses Recht auszuüben. 

A1-5 Begrenzung der Leistungen (Versicherungssumme, 
Jahreshöchstersatzleistung, Serienschaden, Selbst-
behalt) 

A1-5.1 Die Entschädigungsleistung des Versicherers ist bei jedem 
Versicherungsfall auf die vereinbarten Versicherungs-
summen begrenzt. Dies gilt auch dann, wenn sich der 
Versicherungsschutz auf mehrere entschädigungspflichti-
ge Personen erstreckt. 

A1-5.2 Mehrere während der Wirksamkeit der Versicherung 
eintretende Versicherungsfälle gelten als ein Versiche-
rungsfall (Serienschaden), der im Zeitpunkt des ersten 
dieser Versicherungsfälle eingetreten ist, wenn diese 
- auf derselben Ursache 
- auf gleichen Ursachen mit innerem, insbesondere 

sachlichem und zeitlichem Zusammenhang  
oder 

- auf der Lieferung von waren mit gleichen Mängeln 
beruhen. 

A1-5.3 Falls vereinbart, beteiligt sich der Versicherungsnehmer 
bei jedem Versicherungsfall an der Entschädigungsleis-
tung des Versicherers mit einem im Versicherungsschein 
festgelegten Betrag (Selbstbehalt). Auch wenn die be-
gründeten Haftpflichtansprüche aus einem Versicherungs-
fall die Versicherungssumme übersteigen, wird der 
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Selbstbehalt vom Betrag der begründeten Haftpflichtan-
sprüche abgezogen. A1-5.1 Satz 1 bleibt unberührt. 
Soweit nicht etwas anderes vereinbart wurde, bleibt der 
Versicherer auch bei Schäden, deren Höhe den Selbstbe-
halt nicht übersteigt, zur Abwehr unberechtigter Scha-
densersatzansprüche verpflichtet. 

A1-5.4 Die Aufwendungen des Versicherers für Kosten werden 
nicht auf die Versicherungssummen angerechnet. 

A1-5.5 Übersteigen die begründeten Haftpflichtansprüche aus 
einem Versicherungsfall die Versicherungssumme, trägt 
der Versicherer die Prozesskosten im Verhältnis der Ver-
sicherungssumme zur Gesamthöhe dieser Ansprüche. 

A1-5.6 Hat der Versicherungsnehmer an den Geschädigten 
Rentenzahlungen zu leisten und übersteigt der Kapitalwert 
der Rente die Versicherungssumme oder den nach Abzug 
etwaiger sonstiger Leistungen aus dem Versicherungsfall 
noch verbleibenden Restbetrag der Versicherungssumme, 
so wird die zu leistende Rente nur im Verhältnis der Versi-
cherungssumme bzw. ihres Restbetrages zum Kapitalwert 
der Rente vom Versicherer erstattet. 
Für die Berechnung des Rentenwertes gilt die entspre-
chende Vorschrift der Verordnung über den Versiche-
rungsschutz in der Kraftfahrzeug-Haftpflichtversicherung in 
der jeweils gültigen Fassung zum Zeitpunkt des Versiche-
rungsfalls. 
Bei der Berechnung des Betrages, mit dem sich der Versi-
cherungsnehmer an laufenden Rentenzahlungen beteili-
gen muss, wenn der Kapitalwert der Rente die Versiche-
rungssumme oder die nach Abzug sonstiger Leistungen 
verbleibende Restversicherungssumme übersteigt, wer-
den die sonstigen Leistungen mit ihrem vollen Betrag von 
der Versicherungssumme abgesetzt. 

A1-5.7 Falls die von dem Versicherer verlangte Erledigung eines 
Haftpflichtanspruchs durch Anerkenntnis, Befriedigung 
oder Vergleich am Verhalten des Versicherungsnehmers 
scheitert, hat der Versicherer für den von der Weigerung 
an entstehenden Mehraufwand an Entschädigungsleis-
tung, Zinsen und Kosten nicht aufzukommen. 

A1-6 Besondere Regelungen für einzelne private Risiken 
(Versicherungsschutz, Risikobegrenzungen und be-
sondere Ausschlüsse) 
A1-6 regelt den Versicherungsschutz für einzelne private 
Risiken, deren Risikobegrenzungen und die für diese Risi-
ken geltenden besonderen Ausschlüsse.  
Soweit A1-6 keine abweichenden Regelungen enthält, fin-
den auch auf die in A1-6 geregelten Risiken alle anderen 
Vertragsbestimmungen Anwendung  (z. B. A1-4 – Leis-
tungen der Versicherung oder   A1-7 – Allgemeine Aus-
schlüsse). 

A1-6.1 Ziehen von Wasserskiläufern, Wake-Boardern, Tu-
beinsassen und Schirmdrachenfliegern 
Versichert ist die gesetzliche Haftpflicht des Versiche-
rungsnehmers aus dem Ziehen von Wasserskiläufern, 
Wake-Boardern, Tubeinsassen und Schirmdrachen-
fliegern. 
Nicht versichert ist die persönliche Haftpflicht des Wasser-
skiläufers, Wake-Boarders, Tubeinsassen und des 
Schirmdrachenfliegers. 

A1-6.2 Wasserfahrzeugrennen 
Versichert ist die gesetzliche Haftpflicht des Versiche-
rungsnehmers aus der Beteiligung an Wasserfahrzeug-
rennen. 
Vom Versicherungsschutz ausgeschlossen sind Ansprü-
che wegen Schäden, die sich bei der Beteiligung an Mo-

torboot- und Wassermotorradrennen oder bei den damit 
im Zusammenhang stehenden Übungsfahrten ereignen. 

A1-6.3 Allgemeines Umweltrisiko 
Versichert ist die gesetzliche Haftpflicht privatrechtlichen 
Inhalts des Versicherungsnehmers wegen Schäden durch 
Umwelteinwirkung.  
Schäden durch Umwelteinwirkung liegen vor, wenn sie 
durch Stoffe, Erschütterungen, Geräusche, Druck, Strah-
len, Gase, Dämpfe, Wärme oder sonstige Erscheinungen 
verursacht werden, die sich in Boden, Luft oder Wasser 
ausgebreitet haben. 
Vom Versicherungsschutz ausgeschlossen sind Ansprü-
che aus Gewässerschäden.  
Zu Gewässerschäden und Schäden nach dem Umwelt-
schadensgesetz siehe Abschnitt A2 (Besondere Umweltri-
siken). 

A1-6.4 Abwässer 
Versichert ist die gesetzliche Haftpflicht des Versiche-
rungsnehmers wegen Schäden durch Abwässer – auch 
aus dem Rückstau des Straßenkanals. Bei Sachschäden 
gilt dies ausschließlich für Schäden durch häusliche Ab-
wässer. 

A1-6.5 Schäden im Ausland 
A1-6.5.1 Versichert ist die gesetzliche Haftpflicht des Versiche-

rungsnehmers wegen weltweit eintretender Versiche-
rungsfälle. 

A1-6.5.2 Vom Versicherungsschutz ausgeschlossen sind Ansprü-
che aus Arbeitsunfällen und Berufskrankheiten von Perso-
nen, die vom Versicherungsnehmer im Ausland eingestellt 
oder dort mit der Durchführung von Arbeiten betraut wor-
den sind. Eingeschlossen bleiben jedoch Haftpflichtan-
sprüche gegen den Versicherungsnehmer und den in A1-
2.1.1 genannten Schiffsführer (Kapitän) aus Arbeitsunfäl-
len und Berufskrankheiten, die den Bestimmungen des 
Sozialgesetzbuches VII unterliegen. 

A1-6.5.3 Bei Versicherungsfällen in den USA, Kanada und deren 
Hoheitsgewässern gilt: 
Aufwendungen des Versicherers für Kosten der gerichtli-
chen und außergerichtlichen Abwehr der von einem Drit-
ten geltend gemachten Ansprüche, insbesondere  An-
walts-, Sachverständigen-, Zeugen- und Gerichtskosten, 
werden – abweichend von A1-5.4 – als Leistungen auf die 
Versicherungssumme angerechnet. 

A1-6.5.4 Hat der Versicherungsnehmer aus einem Versicherungs-
fall, für den nach diesem Vertrag Versicherungsschutz be-
steht, nach vorläufiger Beschlagnahme des versicherten 
Wassersportfahrzeugs, durch behördliche Anordnung, ei-
ne Kaution, zur Sicherstellung von Schadensersatzan-
sprüchen aufgrund seiner gesetzlichen Haftpflicht, zu hin-
terlegen, stellt der Versicherer dem Versicherungsnehmer 
den erforderlichen Betrag bis zu einer Höhe von     
100.000 Euro zur Verfügung. 
Der Kautionsbetrag wird auf eine vom Versicherer zu leis-
tende Schadenersatzzahlung angerechnet. Ist die Kaution 
höher als der zu leistende Schadensersatz, so ist der Ver-
sicherungsnehmer verpflichtet, den Differenzbetrag zu-
rückzuzahlen. Das gleiche gilt, wenn die Kaution als Stra-
fe, Geldbuße oder für die Durchsetzung nicht versicherter 
Schadensersatzforderungen einbehalten wird oder die 
Kaution verfallen ist. 

A1-6.5.5 Die Leistungen des Versicherers erfolgen in Euro. Soweit 
der Zahlungsort außerhalb der Staaten, die der Europäi-
schen Währungsunion angehören, liegt, gelten die Ver-
pflichtungen des Versicherers mit dem Zeitpunkt als erfüllt, 
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in dem der Euro-Betrag bei einem in der Europäischen 
Währungsunion gelegenen Geldinstitut angewiesen ist. 

A1-6.6 Schäden im Inland, die im Ausland geltend gemacht 
werden 
Für Ansprüche aus inländischen Versicherungsfällen, die 
im Ausland geltend gemacht werden, gelten die A1-6.5.3 
bis A1-6.5.6. 

A1-6.7 Vermögensschäden 
A1-6.7.1 Versichert ist die gesetzliche Haftpflicht des Versiche-

rungsnehmers wegen Vermögensschäden, die weder 
durch Personen- noch durch Sachschäden entstanden 
sind. 

A1-6.7.2 Vom Versicherungsschutz ausgeschlossen sind Ansprü-
che wegen Vermögensschäden 
(1) durch vom Versicherungsnehmer (oder in seinem Auf-

trag oder für seine Rechnung von Dritten) hergestellte 
oder gelieferte Sachen, erbrachte Arbeiten oder sons-
tige Leistungen; 

(2) aus planender, beratender, bau- oder montageleiten-
der, prüfender oder gutachterlicher Tätigkeit; 

(3) aus Ratschlägen, Empfehlungen oder Weisungen an 
wirtschaftlich verbundene Unternehmen; 

(4) aus Vermittlungsgeschäften aller Art; 
(5) aus Auskunftserteilung, Übersetzung sowie Reisever-

anstaltung; 
(6)  aus Anlage-, Kredit-, Versicherungs-, Grundstücks-, 

Leasing- oder ähnlichen wirtschaftlichen Geschäften, 
aus Zahlungsvorgängen aller Art, aus Kassenführung 
sowie aus Untreue oder Unterschlagung; 

(7) aus Rationalisierung und Automatisierung; 
(8) aus der Verletzung von gewerblichen Schutzrechten 

und Urheberrechten sowie des Kartell- oder Wettbe-
werbsrechts; 

(9) aus der Nichteinhaltung von Fristen, Terminen, Vor- 
und Kostenanschlägen; 

(10) aus Pflichtverletzungen, die mit der Tätigkeit als 
ehemalige oder gegenwärtige Mitglieder von Vorstand, 
Geschäftsführung, Aufsichtsrat, Beirat oder anderer 
vergleichbarer Leitungs- oder Aufsichtsgremien / Or-
gane im Zusammenhang stehen; 

(11) aus bewusstem Abweichen von gesetzlichen oder 
behördlichen Vorschriften, von Anweisungen oder Be-
dingungen des Auftraggebers oder aus sonstiger be-
wusster Pflichtverletzung; 

(12) aus dem Abhandenkommen von Sachen, auch z. B. 
von Geld, Wertpapieren und Wertsachen; 

(13) aus Schäden durch ständige Emissionen (z. B. Ge-
räusche, Gerüche, Erschütterungen). 

A1-6.7.3 Für Vermögensschäden nach A1-6.7 gilt die im Versiche-
rungsschein angegebene Pauschalversicherungssumme. 

A1-6.8 Schäden an gemieteten Sachen (Mietsachschäden) 
Mietsachschäden sind Schäden an fremden, vom Versi-
cherungsnehmer oder von seinen Bevollmächtigten oder 
Beauftragten gemieteten Sachen und alle sich daraus er-
gebenden Vermögensschäden. 
Versichert ist die gesetzliche Haftpflicht des Ver-
sicherungsnehmers wegen Mietsachschäden ausschließ-
lich an Bootssteganlagen inklusive der zum Steg gehören-
den festen und technischen Ausrüstungen bzw. Ausstat-
tungen und/oder Bootseinstellräumen die, zum Zweck der 
Unterbringung des im Versicherungsschein genannten 
Bootes, gemietet (nicht geleast) oder geliehen wurden.  

Die Höchstersatzleistung beträgt im Rahmen der Versi-
cherungssumme für Mietsachschäden an Bootssteganla-
gen / Einstellräumen je Versicherungsfall 250.000 Euro, 
jedoch maximal 500.000 Euro für alle Versicherungsfälle 
eines Versicherungsjahres. 

A1-6.9 Beiboote 
Versichert ist die gesetzliche Haftpflicht des Ver-
sicherungsnehmers aus dem Halten, Besitz und Gebrauch 
von Beibooten und Rettungsinseln, die zu dem im Antrag / 
in der Deckungsnote genannten Wassersportfahrzeug ge-
hören. 
Ansprüche aller mitversicherten Risiken untereinander 
bleiben ausgeschlossen.  

A1-6.10 Bootsanhänger / Trailer 
Versichert ist die gesetzliche Haftpflicht des Ver-
sicherungsnehmers aus dem Halten, Besitz und Gebrauch 
von fahrbaren Lagergestellen, Hafenwagen, Slipwagen 
und des nach den Bestimmungen des Pflichtversiche-
rungsgesetzes (PflVG) nicht versicherungspflichtigen Spe-
zialanhängers (Trailer) zur Beförderung des versicherten 
Sportbootes, sofern das Kennzeichen im Antrag angege-
ben wurde. 
Die Höchstersatzleistung beträgt im Rahmen der Versi-
cherungssumme für Schäden durch Bootsanhänger / Trai-
ler je Versicherungsfall 2 Mio. Euro und stellt gleichzeitig 
die Höchstersatzleistung für alle Versicherungsfälle eines 
Versicherungsjahres dar.  
Die Leistungspflicht des Versicherers besteht nur insoweit, 
als nicht ein anderer Versicherer zur Ersatzleistung ver-
pflichtet ist oder herangezogen werden kann. 

A1-6.11 Kostenersatz 
Forderungen aus einer öffentlich-rechtlichen Inanspruch-
nahme – wie z. B. bei unbeabsichtigtem Auslösen von 
Rettungsmitteln – gelten bis zu einem Betrag von     
20.000 Euro als mitversichert, sofern es sich um Kosten 
handelt, für die der Versicherungsnehmer als Halter, Be-
sitzer oder Benutzer des im Versicherungsschein bezeich-
neten Wasserfahrzeugs in Anspruch genommen wird. 
Nicht versichert sind Forderungen mit Strafcharakter, For-
derungen aus privatrechtlichen Vereinbarungen sowie 
Kosten für die Nutzung von öffentlichen Einrichtungen. 

A1-7 Allgemeine Ausschlüsse 
Falls im Versicherungsschein nicht ausdrücklich etwas 
anderes bestimmt ist, sind vom Versicherungsschutz aus-
geschlossen: 

A1-7.1 Vorsätzlich herbeigeführte Schäden 
Ausgeschlossen sind Versicherungsansprüche aller Per-
sonen, die den Schaden vorsätzlich herbeigeführt haben. 
A1-2.3 findet keine Anwendung. 

A1-7.2 Kenntnis der Mangelhaftigkeit oder Schädlichkeit von 
Erzeugnissen, Arbeiten und sonstigen Leistungen 
Ausgeschlossen sind Versicherungsansprüche aller Per-
sonen, die den Schaden dadurch verursacht haben, dass 
sie in Kenntnis von deren Mangelhaftigkeit oder Schäd-
lichkeit  
- Erzeugnisse in den Verkehr gebracht oder 
- Arbeiten oder sonstige Leistungen 
erbracht haben. 
A1-2.3 findet keine Anwendung. 

A1-7.3 Ansprüche der Versicherten untereinander 
Ausgeschlossen sind Ansprüche 
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(1) des Versicherungsnehmers gegen mitversicherte Per-
sonen (siehe A1-2.1 – A1-2.1.3) oder die in A1-7.4 
benannten Personen; 

(2) der in A1-7.4 benannten Personen gegen den Versi-
cherungsnehmer. Dieser Ausschluss gilt nur für eige-
ne Angehörige des Versicherungsnehmers; 

(3) zwischen mehreren Versicherungsnehmern desselben 
Versicherungsvertrags. Dieser Ausschluss gilt nicht für 
nach A1-1 gedeckte Ansprüche aus Personenschäden 
sowie für nach A1-1 gedeckte Ansprüche des Versi-
cherungsnehmers, welcher weder zum Zeitpunkt der 
Pflichtverletzung, noch zum Zeitpunkt des Schaden-
eintritts Schiffsführer (A1-2.1.1) war. 

Diese Ausschlüsse erstrecken sich auch auf Ansprüche 
von Angehörigen der vorgenannten Personen, die mit die-
sen in häuslicher Gemeinschaft leben. Versichert bleiben 
jedoch Ansprüche der Angehörigen des Versicherungs-
nehmers gegen mitversicherte Personen (A1-2.1 – A1-
2.1.3). 

A1-7.4 Schadenfälle von Angehörigen des Versicherungs-
nehmers und von wirtschaftlich verbundenen Perso-
nen 
Ausgeschlossen sind Ansprüche 
(1) aus Schadenfällen seiner Angehörigen, die mit ihm in 

häuslicher Gemeinschaft leben oder die zu den im 
Versicherungsvertrag mitversicherten Personen gehö-
ren; 
Als Angehörige gelten: 
- Ehegatten, Lebenspartner im Sinne des Lebens-

partnerschaftsgesetzes oder vergleichbare Part-
nerschaften nach dem Recht anderer Staaten, 

- Eltern und Kinder, 
- Adoptiveltern und -kinder, 
- Schwiegereltern und -kinder, 
- Stiefeltern und -kinder, 
- Großeltern und Enkel, 
- Geschwister sowie 
- Pflegeeltern und -kinder (Personen, die durch ein 

familienähnliches, auf längere Dauer angelegtes 
Verhältnis wie Eltern und Kinder miteinander ver-
bunden sind). 

(2) von seinen gesetzlichen Vertretern oder Betreuern, 
wenn der Versicherungsnehmer eine geschäftsunfähi-
ge, beschränkt geschäftsfähige oder betreute Person 
ist; 

(3) von seinen gesetzlichen Vertretern, wenn der Versi-
cherungsnehmer eine juristische Person des privaten 
oder öffentlichen Rechts oder ein nicht rechtsfähiger 
Verein ist; 

(4) von seinen unbeschränkt persönlich haftenden Gesell-
schaftern, wenn der Versicherungsnehmer eine Offe-
ne Handelsgesellschaft, Kommanditgesellschaft oder 
Gesellschaft bürgerlichen Rechts ist;  

(5) von seinen Partnern, wenn der Versicherungsnehmer 
eine eingetragene Partnerschaftsgesellschaft ist; 

(6) von seinen Liquidatoren, Zwangs- und Insolvenzver-
waltern. 
Die Ausschlüsse unter (2) bis (6) gelten auch für An-
sprüche von Angehörigen der dort genannten Perso-
nen, die mit diesen in häuslicher Gemeinschaft leben. 

A1-7.5 Miete, Leasing, Pacht, Leihe, verbotene Eigenmacht, 
besonderer Verwahrungsvertrag 
Ausgeschlossen sind Ansprüche wegen Schäden an 
fremden Sachen und allen sich daraus ergebenden Ver-
mögensschäden, wenn der Versicherungsnehmer oder ein 
Bevollmächtigter oder Beauftragter des Versicherungs-
nehmers diese Sachen gemietet, geleast, gepachtet, ge-
liehen, durch verbotene Eigenmacht erlangt hat oder sie 
Gegenstand eines besonderen Verwahrungsvertrags sind. 

A1-7.6 Schäden an hergestellten oder gelieferten Sachen, 
Arbeiten und sonstigen Leistungen 
Ausgeschlossen sind Ansprüche wegen Schäden an vom 
Versicherungsnehmer hergestellten oder gelieferten Sa-
chen, Arbeiten oder sonstigen Leistungen infolge einer in 
der Herstellung, Lieferung oder Leistung liegenden Ursa-
che und alle sich daraus ergebenden Vermögensschäden. 
Dies gilt auch dann, wenn die Schadenursache in einem 
mangelhaften Einzelteil der Sache oder in einer mangel-
haften Teilleistung liegt und zur Beschädigung oder Ver-
nichtung der Sache oder Leistung führt. 
Dieser Ausschluss findet auch dann Anwendung, wenn 
Dritte im Auftrag oder für Rechnung des Versicherungs-
nehmers die Herstellung oder Lieferung der Sachen oder 
die Arbeiten oder sonstigen Leistungen übernommen ha-
ben. 

A1-7.7 Asbest 
Ausgeschlossen sind Ansprüche wegen Schäden, die auf 
Asbest, asbesthaltige Substanzen oder Erzeugnisse zu-
rückzuführen sind. 

A1-7.8 Gentechnik 
Ausgeschlossen sind Ansprüche wegen Schäden, die zu-
rückzuführen sind auf  
(1) gentechnische Arbeiten, 
(2) gentechnisch veränderte Organismen (GVO), 
(3) Erzeugnisse, die 

- Bestandteile aus GVO enthalten, 
- aus GVO oder mit Hilfe von GVO hergestellt wur-

den. 
A1-7.9 Persönlichkeits- und Namensrechtsverletzungen 

Ausgeschlossen sind Ansprüche wegen Schäden aus 
Persönlichkeits- oder Namensrechtsverletzungen. 

A1-7.10 Anfeindung, Schikane, Belästigung und sonstige 
Diskriminierung 
Ausgeschlossen sind Ansprüche wegen Schäden aus An-
feindung, Schikane, Belästigung, Ungleichbehandlung 
oder sonstigen Diskriminierungen. 

A1-7.11 Übertragung von Krankheiten 
Ausgeschlossen sind Ansprüche wegen 
(1) Personenschäden, die aus der Übertragung einer 

Krankheit des Versicherungsnehmers resultieren, 
(2) Sachschäden, die durch Krankheit der dem Versiche-

rungsnehmer gehörenden, von ihm gehaltenen oder 
veräußerten Tiere entstanden sind. 

In beiden Fällen besteht Versicherungsschutz, wenn der 
Versicherungsnehmer beweist, dass er weder vorsätzlich 
noch grob fahrlässig gehandelt hat. 

A1-7.12 Senkungen, Erdrutschungen, Überschwemmungen 
Ausgeschlossen sind Ansprüche wegen Sachschäden und 
alle sich daraus ergebenden Vermögensschäden, welche 
entstehen durch 
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(1) Senkungen von Grundstücken oder Erdrutschungen, 
(2) Überschwemmungen stehender oder fließender Ge-

wässer. 
A1-7.13 Strahlen 

Ausgeschlossen sind Ansprüche wegen Schäden, die in 
unmittelbarem oder mittelbarem Zusammenhang mit 
energiereichen ionisierenden Strahlen stehen (z. B. Strah-
len von radioaktiven Stoffen oder Röntgenstrahlen). 

A1-7.14 Kraftfahrzeuge, Kraftfahrzeuganhänger 
Ausgeschlossen sind Ansprüche wegen Schäden, die der 
Versicherungsnehmer, eine mitversicherte Person oder 
eine von ihnen bestellte oder beauftragte Person durch 
den Gebrauch eines Kraftfahrzeugs oder Kraftfahrzeugan-
hängers verursachen. 
Eine Tätigkeit der vorstehend genannten Personen an ei-
nem Kraftfahrzeug oder Kraftfahrzeuganhänger ist kein 
Gebrauch im Sinne dieser Bestimmung, wenn keine dieser 
Personen Halter oder Besitzer des Fahrzeugs ist und 
wenn das Fahrzeug hierbei nicht in Betrieb gesetzt wird. 

A1-7.15 Luft- und Raumfahrzeuge, Luftlandeplätze 
Ausgeschlossen sind Ansprüche 
(1) wegen Schäden, die der Versicherungsnehmer, eine 

mitversicherte Person oder eine von ihnen bestellte 
oder beauftragte Person durch den Gebrauch eines 
Luft- oder Raumfahrzeugs verursachen oder für die 
sie als Halter oder Besitzer eines Luft- oder Raum-
fahrzeugs in Anspruch genommen werden 

(2) wegen Schäden an Luft- oder Raumfahrzeugen, der 
mit diesen beförderten Sachen, der Insassen und allen 
sich daraus ergebenden Vermögensschäden sowie 
wegen sonstiger Schäden durch Luft- oder Raumfahr-
zeuge aus 
- der Planung oder Konstruktion, Herstellung oder 

Lieferung von Luft- oder Raumfahrzeugen oder 
Teilen von Luft- oder Raumfahrzeugen, soweit die 
Teile ersichtlich für den Bau von Luft- oder Raum-
fahrzeugen oder den Einbau in Luft- oder Raum-
fahrzeugen bestimmt waren; 

- Tätigkeiten (z. B. Montage, Wartung, Inspektion, 
Überholung, Reparatur, Beförderung) an Luft- 
oder Raumfahrzeugen oder deren Teilen. 

(3) gegen den Versicherungsnehmer als Eigentümer, Mie-
ter, Pächter, Leasingnehmer und Nutznießer von Luft-
landeplätzen. 

Eine Tätigkeit der vorstehend genannten Personen an ei-
nem Luft-oder Raumfahrzeug ist kein Gebrauch im Sinne 
dieser Bestimmung, wenn keine dieser Personen Halter 
oder Besitzer des Fahrzeugs ist und wenn das Fahrzeug 
hierbei nicht in Betrieb gesetzt wird. 

A1-7.16 Brennbare und explosible Stoffe 
Ausgeschlossen sind Versicherungsansprüche aller Per-
sonen, die den Schaden durch bewusst gesetzes-, vor-
schrifts- oder sonst pflichtwidrigen Umgang mit brennba-
ren oder explosiblen Stoffen verursacht haben. 
A1-2.3 findet keine Anwendung. 

A1-7.17 Entschädigung mit Strafcharakter („punitive 
damages“) 
Ausgeschlossen sind Ansprüche auf Entschädigung mit 
Strafcharakter, insbesondere punitive oder exemplary 
damages. 

A1-7.18 Französische („Garantie Décennale“) und gleichartige 
Bestimmungen 
Ausgeschlossen sind Ansprüche nach den Artikeln 1792 
ff. und den damit im Zusammenhang stehenden Regress-
ansprüchen nach Artikel 1147 des französischen Code 
Civil oder gleichartiger Bestimmungen anderer Länder. 

A1-7.19 Schäden im Zusammenhang mit der Übertragung 
elektronischer Daten 
Ausgeschlossen sind Ansprüche wegen Schäden aus dem 
Austausch, der Übermittlung und der Bereitstellung elekt-
ronischer Daten, soweit es sich handelt um Schäden aus 
(1) Löschung, Unterdrückung, Unbrauchbarmachung oder 

Veränderung von Daten, 
(2) Nichterfassen oder fehlerhaftem Speichern von Daten, 
(3) Störung des Zugangs zum elektronischen Datenaus-

tausch, 
(4) Übermittlung vertraulicher Daten oder Informationen. 

A1-8 Veränderungen des versicherten Risikos (Erhöhungen 
und Erweiterungen) 
Versichert ist auch die gesetzliche Haftpflicht des Versi-
cherungsnehmers 

A1-8.1 aus Erhöhungen oder Erweiterungen des versicherten 
Risikos. 
Dies gilt nicht 
(1) für Risiken aus dem Halten oder Gebrauch von versi-

cherungspflichtigen Kraft-, Luft- oder Wasserfahrzeu-
gen sowie 

(2) für sonstige Risiken, die der Versicherungs- oder De-
ckungsvorsorgepflicht unterliegen. 

A1-8.2 aus Erhöhungen des versicherten Risikos durch Änderung 
bestehender oder Erlass neuer Rechtsvorschriften. In die-
sen Fällen ist der Versicherer berechtigt, das Versiche-
rungsverhältnis unter Einhaltung einer Frist von einem 
Monat zu kündigen. Das Kündigungsrecht erlischt, wenn 
es nicht innerhalb eines Monats von dem Zeitpunkt an 
ausgeübt wird, in welchem der Versicherer von der Erhö-
hung Kenntnis erlangt hat. 

A1-9 Neu hinzukommende Risiken (Vorsorgeversicherung) 
A1-9.1 Im Umfang des bestehenden Vertrags ist die gesetzliche 

Haftpflicht des Versicherungsnehmers aus Risiken, die 
nach Abschluss des Versicherungsvertrags neu entste-
hen, sofort versichert. 

 Der Versicherungsnehmer ist verpflichtet, nach Aufforde-
rung des Versicherers jedes neue Risiko innerhalb eines 
Monats anzuzeigen. Die Aufforderung kann auch mit der 
Prämienrechnung erfolgen. Unterlässt der Versicherungs-
nehmer die rechtzeitige Anzeige, entfällt der Versiche-
rungsschutz für das neue Risiko rückwirkend ab dessen 
Entstehung. 
Tritt der Versicherungsfall ein, bevor das neue Risiko an-
gezeigt wurde, so hat der Versicherungsnehmer zu bewei-
sen, dass das neue Risiko erst nach Abschluss der Versi-
cherung und zu einem Zeitpunkt hinzugekommen ist, zu 
dem die Anzeigefrist noch nicht verstrichen war. 
Der Versicherer ist berechtigt, für das neue Risiko eine 
angemessene Prämie zu verlangen. Kommt eine Einigung 
über die Höhe der Prämie innerhalb einer Frist von einem 
Monat nach Eingang der Anzeige nicht zustande, entfällt 
der Versicherungsschutz für das neue Risiko rückwirkend 
ab dessen Entstehung. 

A1-9.2 Der Versicherungsschutz für neue Risiken ist von ihrer 
Entstehung bis zur Einigung im Sinne von   A1-9.1   Ab-
satz 4 auf die im Versicherungsschein genannten Versi-
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cherungssummen für Personen-, Sach- und Vermögens-
schäden begrenzt. 

A1-9.3 Die Regelung der Vorsorgeversicherung gilt nicht für 
(1) Risiken aus dem Eigentum, Besitz, Halten oder Füh-

ren eines Kraft-, Luft- oder Wasserfahrzeugs, soweit 
diese Fahrzeuge der Zulassungs-, Führerschein- oder 
Versicherungspflicht unterliegen; 

(2) Risiken aus dem Eigentum, Besitz, Betrieb oder Füh-
ren von Bahnen; 

(3) Risiken, die der Versicherungs- oder Deckungsvorsor-
gepflicht unterliegen, 

(4) Risiken, die kürzer als ein Jahr bestehen werden und 
deshalb im Rahmen von kurzfristigen Versiche-
rungsverträgen zu versichern sind; 

(5) Risiken aus betrieblicher, beruflicher, dienstlicher und 
amtlicher Tätigkeit. 

 

Abschnitt A2 – Besondere Umweltrisiken 
 
Der Versicherungsschutz für Gewässerschäden – abwei-
chend von A1-6.3 – und für Schäden nach dem Umwelt-
schadensgesetz (USchadG) besteht im Umfang von Ab-
schnitt A1 und den folgenden Bedingungen. 
Zur gesetzlichen Haftpflicht privatrechtlichen Inhalts des 
Versicherungsnehmers wegen Schäden durch Umwelt-
einwirkungen (Allgemeines Umweltrisiko) siehe A1-6.3. 

A2-1 Gewässerschäden 
A2-1.1 Umfang des Versicherungsschutzes 

Versichert ist die gesetzliche Haftpflicht des Versiche-
rungsnehmers für unmittelbare oder mittelbare Folgen ei-
ner nachteiligen Veränderung der Wasserbeschaffenheit 
eines Gewässers einschließlich des Grundwassers (Ge-
wässerschäden). Hierbei werden Vermögensschäden wie 
Sachschäden behandelt. 

A2-1.2 Ausschlüsse 
A2-1.2.1 Ausgeschlossen sind Ansprüche wegen Gewässerschä-

den 
- durch Einleiten oder Einbringen von gewässerschädli-

chen Stoffen in Gewässer oder durch sonstiges be-
wusstes Einwirken auf Gewässer. 

- Dies gilt auch, wenn die Einleitung oder Einwirkung 
zur Rettung anderer Rechtsgüter geboten ist. 

- durch betriebsbedingtes Abtropfen oder Ablaufen von 
Öl oder anderen Flüssigkeiten aus Tankverschlüssen, 
Betankungsanlagen oder aus maschinellen Einrich-
tungen des Wasserfahrzeugs. 

A2-1.2.2 Ausgeschlossen sind Versicherungsansprüche aller Per-
sonen, die den Schaden durch bewusstes Abweichen von 
dem Gewässerschutz dienenden Gesetzen, Verordnun-
gen, an den Versicherungsnehmer gerichteten behördli-
chen Anordnungen oder Verfügungen herbeigeführt ha-
ben. 
A1-2.3 findet keine Anwendung. 

A2-1.2.3 Ausgeschlossen sind Ansprüche wegen Schäden, die 
nachweislich 
- auf Kriegsereignissen, anderen feindseligen Handlun-

gen, Aufruhr, inneren Unruhen, Generalstreik, illega-
lem Streik oder 

- unmittelbar auf hoheitlichen Verfügungen oder Maß-
nahmen 

beruhen. 

Das Gleiche gilt für Schäden durch höhere Gewalt, soweit 
sich elementare Naturkräfte ausgewirkt haben. 

A2-2 Sanierung von Umweltschäden gemäß Umweltscha-
densgesetz (USchadG) 
Ein Umweltschaden im Sinne des Umweltschadensgeset-
zes (USchadG) ist eine 
(1) Schädigung von geschützten Arten und natürlichen 

Lebensräumen, 
(2) Schädigung der Gewässer einschließlich Grundwas-

ser, 
(3) Schädigung des Bodens. 

A2-2.1 Versichert sind – abweichend von A1-3.1 – den Versiche-
rungsnehmer betreffende öffentlich-rechtliche Pflichten 
oder Ansprüche zur Sanierung von Umweltschäden ge-
mäß USchadG, soweit während der Wirksamkeit des Ver-
sicherungsvertrags 
- die schadenverursachenden Emissionen plötzlich, un-

fallartig und bestimmungswidrig in die Umwelt gelangt 
sind oder 

- die sonstige Schadenverursachung plötzlich, unfallar-
tig und bestimmungswidrig erfolgt ist. 

Auch ohne Vorliegen einer solchen Schadenverursachung 
besteht Versicherungsschutz für Umweltschäden durch 
Lagerung, Verwendung oder anderen Umgang von oder 
mit Erzeugnissen Dritter ausschließlich dann, wenn der 
Umweltschaden auf einen Konstruktions-, Produktions- 
oder Instruktionsfehler dieser Erzeugnisse zurückzuführen 
ist. Jedoch besteht kein Versicherungsschutz, wenn der 
Fehler im Zeitpunkt des Inverkehrbringens der Erzeugnis-
se nach dem Stand von Wissenschaft und Technik nicht 
hätte erkannt werden können (Entwicklungsrisiko). 
Versichert sind darüber hinaus den Versicherungsnehmer 
betreffende Pflichten oder Ansprüche wegen Umweltschä-
den an eigenen, gemieteten, geleasten, gepachteten oder 
geliehenen Grundstücken, soweit diese Grundstücke vom 
Versicherungsschutz dieses Vertrags erfasst sind. 

A2-2.2 Ausland 
Versichert sind im Umfang von A1-6.5 die im Geltungsbe-
reich der EU-Umwelthaftungsrichtlinie (2004/35/EG) ein-
tretenden Versicherungsfälle. 
Versichert sind insoweit auch die den Versicherungsneh-
mer betreffende Pflichten oder Ansprüche gemäß nationa-
len Umsetzungsgesetzen anderer EU-Mitgliedstaaten, so-
fern diese Pflichten oder Ansprüche den Umfang der o. g. 
EU-Richtlinie nicht überschreiten. 

A2-2.3 Ausschlüsse 
(1) Ausgeschlossen sind Versicherungsansprüche aller 

Personen, die den Schaden dadurch verursacht ha-
ben, dass sie bewusst von Gesetzen, Verordnungen 
oder an den Versicherungsnehmer gerichteten be-
hördlichen Anordnungen oder Verfügungen, die dem 
Umweltschutz dienen, abweichen. 
A1-2.3 findet keine Anwendung. 

(2) Ausgeschlossen sind Pflichten oder Ansprüche wegen 
Schäden 
a) die durch unvermeidbare, notwendige oder in Kauf 

genommene Einwirkungen auf die Umwelt entste-
hen. 

b) für die der Versicherungsnehmer aus einem ande-
ren Versicherungsvertrag (z. B. Gewässerscha-
denhaftpflichtversicherung) Versicherungsschutz 
hat oder hätte erlangen können. 
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A2-2.4 Die Versicherungssumme für Umweltschäden nach A2-2 
beträgt je Versicherungsfall 3 Mio. Euro und stellt gleich-
zeitig die Höchstersatzleistung für alle Versicherungsfälle 
eines Versicherungsjahres dar. 
 

Abschnitt A3 – Forderungsausfallrisiko 
 
A3-1 Gegenstand der Forderungsausfalldeckung 
A3-1.1 Versicherungsschutz besteht für den Fall, dass der Versi-

cherungsnehmer oder eine gemäß A1-2 mitversicherte 
Person während der Wirksamkeit der Versicherung durch 
ein Wassersportfahrzeug eines Dritten geschädigt wird 
(Versicherungsfall) unter folgenden Voraussetzungen: 
- Der wegen dieses Schadenereignisses in Anspruch 

genommene Dritte kann seiner Schadensersatzver-
pflichtung ganz oder teilweise nicht nachkommen, weil 
die Zahlungs- oder Leistungsunfähigkeit des scha-
densersatzpflichtigen Dritten festgestellt worden ist 
und 

- Die Durchsetzung der Forderung gegen den Dritten ist 
gescheitert. 

Ein Schadenereignis ist ein Ereignis, das einen Personen-, 
Sach- oder daraus resultierenden Vermögensschaden zur 
Folge hat und für den der Dritte aufgrund gesetzlicher 
Haftpflichtbestimmungen privatrechtlichen Inhalts zum 
Schadensersatz verpflichtet ist (schädigender Dritter). 
Abweichend von B3-3.2.3 beginnt die Anzeigepflicht für 
die Forderungsausfalldeckung erst, wenn die Leistungsvo-
raussetzungen gemäß A3-2.1 und A3-2.2 erfüllt sind.  

A3-1.2 Der Versicherer ist in dem Umfang leistungspflichtig, in 
dem der schadensersatzpflichtige Dritte Versicherungs-
schutz im Rahmen und Umfang der in Abschnitt A1       
geregelten privaten Wasserfahrzeughalter-Haftpflicht-
versicherung des Versicherungsnehmers hätte. Daher fin-
den im Rahmen der Forderungsausfalldeckung für die 
Person des Schädigers auch die Risikobeschreibungen 
und Ausschlüsse Anwendung, die für den Versicherungs-
nehmer gelten. So besteht insbesondere kein Versiche-
rungsschutz, wenn der Schädiger den Schaden im Rah-
men seiner beruflichen oder gewerblichen Tätigkeit verur-
sacht hat. 

A3-1.3 Für Personen- und Sachschäden besteht – abweichend 
von A1-7.1 – Versicherungsschutz auch dann, wenn diese 
Schäden durch ein vorsätzliches Handeln des Schädigers 
entstanden sind. 

A3-2 Leistungsvoraussetzungen 
Der Versicherer ist gegenüber dem Versicherungsnehmer 
oder einer gemäß A1-2 mitversicherten Person leistungs-
pflichtig, wenn 

A3-2.1 die Forderung durch ein rechtskräftiges Urteil oder einen 
vollstreckbaren Vergleich vor einem ordentlichen Gericht 
in der Bundesrepublik Deutschland oder einem anderen 
Mitgliedstaat der Europäischen Union, der Schweiz, Nor-
wegens, Island und Liechtenstein festgestellt worden ist 
oder ein notarielles Schuldanerkenntnis des Schädigers 
vor einem Notar eines dieser Staaten erwirkt wurde.  
Anerkenntnis-, Versäumnisurteile und gerichtliche Verglei-
che sowie vergleichbare Titel der vorgenannten Länder 
binden den Versicherer nur, soweit der Anspruch auch 
ohne einen dieser Titel bestanden hätte 

A3-2.2 der schädigende Dritte zahlungs- oder leistungsunfähig ist. 
Dies ist der Fall, wenn der Versicherungsnehmer oder ei-
ne mitversicherte Person nachweist, dass 

- eine Zwangsvollstreckung nicht zur vollen Befriedi-
gung geführt hat 

- eine Zwangsvollstreckung aussichtslos erscheint, da 
der schadensersatzpflichtige Dritte in den letzten drei 
Jahren die eidesstattliche Versicherung über seine 
Vermögensverhältnisse abgegeben hat oder 

- ein gegen den schadensersatzpflichtigen Dritten 
durchgeführtes Insolvenzverfahren nicht zur vollen Be-
friedigung geführt hat oder ein solches Verfahren 
mangels Masse abgelehnt wurde, 

und 
A3-2.3 an den Versicherer die Ansprüche gegen den schadens-

ersatzpflichtigen Dritten in Höhe der Versicherungsleistung 
abgetreten werden und die vollstreckbare Ausfertigung 
des Urteils oder Vergleichs ausgehändigt wird. Der Versi-
cherungsnehmer hat an der Umschreibung des Titels auf 
den Versicherer mitzuwirken. 

A3-3 Umfang der Forderungsausfalldeckung 
A3-3.1 Versicherungsschutz besteht bis zur Höhe der titulierten 

Forderung. 
A3-3.2 Die Entschädigungsleistung des Versicherers ist bei jedem 

Versicherungsfall auf die im Versicherungsschein verein-
barten Versicherungssummen begrenzt. Dies gilt auch 
dann, wenn sich der Versicherungsschutz auf mehrere 
entschädigungspflichtige Personen erstreckt. 

A3-3.3 Dem schadensersatzpflichtigen Dritten stehen keine Rech-
te aus diesem Vertrag zu. 

A3-4 Räumlicher Geltungsbereich 
Versicherungsschutz besteht – abweichend von  A1-6.5 – 
für Schadenereignisse, die in einem Mitgliedsstaat der Eu-
ropäischen Union, der Schweiz, Norwegen, Island oder 
Liechtenstein eintreten. 

A3-5 Besondere Ausschlüsse für das Forderungsausfall-
risiko 
Der Versicherer leistet keine Entschädigung für  
(1) Verzugszinsen, Vertragsstrafen, Kosten der Rechts-

verfolgung (soweit nicht A3-6 einschlägig ist) 
(2) Forderungen aufgrund eines gesetzlichen oder ver-

traglichen Forderungsübergangs; 
(3) Ansprüche, soweit sie darauf beruhen, dass berechtig-

te Einwendungen oder begründete Rechtsmittel nicht 
oder nicht rechtzeitig vorgebracht oder eingelegt wur-
den; 

(4) Ansprüche aus Schäden, zu deren Ersatz 
- ein anderer Versicherer Leistungen zu erbringen 

hat (z. B. der Schadensversicherer des Versiche-
rungsnehmers) oder 

- ein Sozialversicherungsträger oder Sozialleis-
tungsträger Leistungen zu erbringen hat, auch 
nicht, soweit es sich um Rückgriffs-, Beteiligungs-
ansprüche oder ähnliche von Dritten handelt. 

A3-6 Rechtsschutzversicherung als Ergänzung zur Forde-
rungsausfalldeckung 
Versicherer für diese Rechtschutzversicherung ist die: 

ARAG SE 
ARAG Platz 1 

40472 Düsseldorf 
Zur gerichtlichen Durchsetzung eines Schadenersatzan-
spruches, für den im Rahmen der Forderungsausfallversi-
cherung gemäß A3-1 Versicherungsschutz besteht, leistet 
die ARAG SE Schadenersatzrechtsschutz gemäß den 
nachfolgenden Bedingungen, wenn dies nicht durch eine 
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anderweitig bestehende Rechtsschutzversicherung ge-
deckt ist (subsidiäre Deckung).  
Versicherungsschutz besteht nur, sofern der Streitwert 
2.500 Euro übersteigt. 

A3-6.1 Leistungsumfang 
A3-6.1.1 Der Versicherer trägt bei Eintritt eines Rechtsschutzfalls 

die zur Rechtsverfolgung erforderlichen Kosten 
- eines für die versicherte Person tätigen Rechtsanwal-

tes bis zur Höhe der gesetzlichen Vergütung eines am 
Ort des zuständigen Gerichtes ansässigen Rechtsan-
waltes, 

- des Gerichts einschließlich der Entschädigung für 
Zeugen und Sachverständige, die vom Gericht heran-
gezogen werden sowie die Kosten des Gerichtsvoll-
ziehers, 

- der Reisen der versicherten Person zu einem auslän-
dischen Gericht, wenn ihr Erscheinen als Partei vor-
geschrieben und zur Vermeidung von Rechtsnachtei-
len erforderlich ist, in Höhe von maximal 2.500 Euro 
pro Rechtsschutzfall, 

- die dem Gegner durch die Wahrnehmung seiner recht-
lichen Interessen entstanden sind, soweit die versi-
cherte Person zu deren Erstattung verpflichtet ist, 

- von bis zu drei Zwangsvollstreckungsmaßnahmen je 
Vollstreckungstitel. 

A3-6.1.2 Bei Auslandsbezug sorgt der Versicherer für 
- die Übersetzung der für die Wahrnehmung der rechtli-

chen Interessen der versicherten Person notwendigen 
schriftlichen Unterlagen und trägt die dabei anfallen-
den Kosten, 

- die Bestellung eines für die Wahrnehmung der rechtli-
chen Interessen der versicherten Person erforderli-
chen Dolmetschers und trägt die für dessen Tätigkeit 
entstehenden Kosten. 

Die Versicherungssumme je Rechtsschutzfall beträgt 
höchstens 1 Mio. Euro. Zahlungen für den Versicherungs-
nehmer und mitversicherte Personen aufgrund desselben 
Rechtsschutzfalls werden hierbei zusammengerechnet. 
Dies gilt auch für Zahlungen aufgrund mehrerer Rechts-
schutzfälle, die zeitlich und ursächlich zusammenhängen. 

A3-6.1.3 Der Versicherer trägt nicht 
- Kosten, die bei einer einverständlichen Erledigung 

durch Vergleich nicht dem Verhältnis des vom Versi-
cherungsnehmer angestrebten Ergebnisses zum er-
zielten Ergebnis entsprechen, es sei denn, dass eine 
hiervon abweichende Kostenverteilung gesetzlich vor-
geschrieben ist, 

- Kosten aufgrund von Zwangsvollstreckungsmaßnah-
men, die später als ein Jahr nach Rechtskraft des 
Vollstreckungstitels eingeleitet werden. 

A3-6.2 Ausgeschlossene Rechtsangelegenheiten 
Kein Versicherungsschutz besteht für die Wahrnehmung 
rechtlicher Interessen 
(1) in ursächlichem Zusammenhang mit Patent-, Ur-

heber-, Marken-, Domain-, Geschmacksmuster-, Ge-
brauchsmusterrechten oder sonstigen Rechten aus 
geistigem Eigentum, 

(2) in ursächlichem Zusammenhang mit 
- Spiel- oder Wettverträgen, Termin- oder ver-

gleichbaren Spekulationsgeschäften sowie Ge-
winnzusagen, 

- dem Ankauf, der Veräußerung, der Verwaltung 
und der Finanzierung von Wertpapieren (z. B. Ak-

tien, Rentenwerte, Fondsanteile), Wertrechten, die 
Wertpapieren gleichstehen (z. B. Schuldverschrei-
bungen, auch solche der öffentlichen Hand) Betei-
ligungen (z. B. an Kapitalanlagemodellen, stillen 
Gesellschaften, Genossenschaften), 

(3) vor Verfassungsgerichten, supranationalen oder inter-
nationalen Gerichten. 

A3-6.3 Verhalten nach Eintritt des Rechtsschutzfalls 
A3-6.3.1 Wird die Wahrnehmung rechtlicher Interessen des Versi-

cherungsnehmers nach Eintritt eines Rechtsschutzfalls er-
forderlich, hat er 
a) dem Versicherer den Rechtsschutzfall unverzüglich    

– ggf. auch mündlich oder telefonisch – anzuzeigen; 
b) den Versicherer vollständig und wahrheitsgemäß über 

sämtliche Umstände des Rechtsschutzfalls zu unter-
richten, sowie Beweismittel anzugeben und Unterla-
gen auf Verlangen zur Verfügung zu stellen; 

c) soweit seine Interessen nicht unbillig beeinträchtigt 
werden, 
c1 Kosten auslösende Maßnahmen mit dem Versi-

cherer abzustimmen, insbesondere vor der Erhe-
bung und Abwehr von Klagen sowie vor der Einle-
gung von Rechtsmitteln die Zustimmung des Ver-
sicherers einzuholen; 

c2 für die Minderung des Schadens im Sinne des      
§ 82 VVG (Versicherungsvertragsgesetz) zu sor-
gen. Dies bedeutet, dass die Rechtsverfolgungs-
kosten so gering wie möglich gehalten werden sol-
len. Von mehreren möglichen Vorgehensweisen 
hat der Versicherungsnehmer die kostengünstigs-
te zu wählen, indem er z. B. (Aufzählung nicht ab-
schließend): 
- nicht zwei oder mehr Prozesse führt, wenn 

das Ziel kostengünstiger mit einem Prozess 
erreicht werden kann (z. B. Bündelung von 
Ansprüchen oder Inanspruchnahme von Ge-
samtschuldnern als Streitgenossen, Erweite-
rung einer Klage statt gesonderter Klageerhe-
bung), 

- auf (zusätzliche) Klageanträge verzichtet, die 
in der aktuellen Situation nicht oder noch nicht 
notwendig sind, 

- vor Klageerhebung die Rechtskraft eines an-
deren gerichtlichen Verfahrens abwartet, das 
tatsächliche oder rechtliche Bedeutung für den 
beabsichtigten Rechtsstreit haben kann, 

- vorab nur einen angemessenen Teil der An-
sprüche einklagt und die etwa nötige gerichtli-
che Geltendmachung der restlichen Ansprü-
che bis zur Rechtskraft der Entscheidung über 
die Teilansprüche zurückstellt, 

- in allen Angelegenheiten, in denen nur eine 
kurze Frist zur Erhebung von Klagen oder zur 
Einlegung von Rechtsbehelfen zur Verfügung 
steht, dem Rechtsanwalt einen unbedingten 
Prozessauftrag zu erteilen, der auch vorge-
richtliche Tätigkeiten mit umfasst. 

Der Versicherungsnehmer hat zur Minderung des Scha-
dens Weisungen des Versicherers einzuholen und zu be-
folgen. Er hat den Rechtsanwalt entsprechend der Wei-
sung zu beauftragen. 

A3-6.3.2 Der Versicherer bestätigt den Umfang des für den Rechts-
schutzfall bestehenden Versicherungsschutzes. Ergreift 
der Versicherungsnehmer Maßnahmen zur Wahrnehmung 
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seiner rechtlichen Interessen, bevor der Versicherer den 
Umfang des Rechtsschutzes bestätigt und entstehen 
durch solche Maßnahmen Kosten, trägt der Versicherer 
nur die Kosten, die er bei einer Rechtsschutzbestätigung 
vor Einleitung dieser Maßnahmen zu tragen hätte. 

A3-6.3.3 Der Versicherungsnehmer kann den zu beauftragenden 
Rechtsanwalt aus dem Kreis der Rechtsanwälte auswäh-
len, deren Vergütung der Versicherer nach A3-6.1 trägt. 
Der Versicherer wählt den Rechtsanwalt aus, 
(1) wenn der Versicherungsnehmer dies verlangt; 
(2) wenn der Versicherungsnehmer keinen Rechtsanwalt 

benennt und dem Versicherer die alsbaldige Beauftra-
gung eines Rechtsanwaltes notwendig erscheint. 

A3-6.3.4 Wenn der Versicherungsnehmer den Rechtsanwalt nicht 
bereits selbst beauftragt hat, wird dieser von dem Versi-
cherer im Namen des Versicherungsnehmers beauftragt. 
Für die Tätigkeit des Rechtsanwaltes ist der Versicherer 
nicht verantwortlich. 

A3-6.3.5 Der Versicherungsnehmer hat 
(1) den mit der Wahrnehmung seiner Interessen beauf-

tragten Rechtsanwalt vollständig und wahrheitsgemäß 
zu unterrichten, ihm die Beweismittel anzugeben, die 
möglichen Auskünfte zu erteilen und die notwendigen 
Unterlagen zu beschaffen; 

(2) dem Versicherer auf Verlangen Auskunft über den 
Stand der Angelegenheit zu geben. 

A3-6.3.6 Wird eine der in den Absätzen A3-6.3.1 oder A3-6.3.5 
genannten Obliegenheiten vorsätzlich verletzt, verliert der 
Versicherungsnehmer seinen Versicherungsschutz.  
Bei grob fahrlässiger Verletzung einer Obliegenheit ist der 
Versicherer berechtigt, seine Leistung in einem der 
Schwere des Verschuldens des Versicherungsnehmers 
entsprechenden Verhältnis zu kürzen. Der vollständige 
oder teilweise Wegfall des Versicherungsschutzes hat bei 
der Verletzung einer nach Eintritt des Versicherungsfalls 
bestehenden Auskunfts- oder Aufklärungsobliegenheit zur 
Voraussetzung, dass der Versicherer den Versicherungs-
nehmer durch gesonderte Mitteilung in Textform auf diese 
Rechtsfolge hingewiesen hat. Weist der Versicherungs-
nehmer nach, dass er die Obliegenheit nicht grob fahrläs-
sig verletzt hat, bleibt der Versicherungsschutz bestehen. 
Der Versicherungsschutz bleibt auch bestehen, wenn der 
Versicherungsnehmer nachweist, dass die Verletzung der 
Obliegenheit weder für den Eintritt oder die Feststellung 
des Versicherungsfalls noch für die Feststellung oder den 
Umfang der dem Versicherer obliegenden Leistung ur-
sächlich war. Das gilt nicht, wenn der Versicherungsneh-
mer die Obliegenheit arglistig verletzt hat. 

A3-6.3.7 Der Versicherungsnehmer muss sich bei der Erfüllung 
seiner Obliegenheiten die Kenntnis und das Verhalten des 
von ihm beauftragten Rechtsanwalts zurechnen lassen, 
sofern dieser die Abwicklung des Rechtsschutzfalls ge-
genüber dem Versicherer übernimmt. 

A3-6.3.8 Ansprüche auf Rechtsschutzleistungen können nur mit 
schriftlichem Einverständnis des Versicherers abgetreten 
werden. 

A3-6.3.9 Ansprüche des Versicherungsnehmers gegen andere auf 
Erstattung von Kosten, die der Versicherer getragen hat, 
gehen mit ihrer Entstehung auf diesen über. Soweit ihm 
bereits Kosten erstattet wurden, sind diese an den Versi-
cherer zurückzuzahlen. 
Ist eine Kostenerstattung noch nicht erfolgt, hat der Versi-
cherungsnehmer die für die Geltendmachung der Ansprü-
che notwendigen Unterlagen dem Versicherer auszuhän-

digen und bei dessen Maßnahmen gegen die anderen auf 
Verlangen mitzuwirken.  
Verletzt der Versicherungsnehmer diese Obliegenheit vor-
sätzlich, ist der Versicherer zur Leistung insoweit nicht 
verpflichtet, als er infolgedessen keinen Ersatz von dem 
Dritten erlangen kann. Im Fall einer grob fahrlässigen Ver-
letzung der Obliegenheit ist der Versicherer berechtigt, 
seine Leistung in einem der Schwere des Verschuldens 
des Versicherungsnehmers entsprechenden Verhältnis zu 
kürzen; die Beweislast für das Nichtvorliegen einer groben 
Fahrlässigkeit trägt der Versicherungsnehmer. 

A3-6.4 Stichtagsentscheid 
A3-6.4.1 Die ARAG kann den Rechtsschutz ablehnen, wenn ihrer 

Auffassung nach die Wahrnehmung der rechtlichen Inte-
ressen keine hinreichende Aussicht auf Erfolg hat oder die 
Wahrnehmung der rechtlichen Interessen mutwillig ist. 
Mutwilligkeit liegt dann vor, wenn der durch die Wahrneh-
mung der rechtlichen Interessen voraussichtlich entste-
hende Kostenaufwand unter Berücksichtigung der berech-
tigten Belange der Versichertengemeinschaft in einem 
groben Missverhältnis zum angestrebten Erfolg steht. 
Die Ablehnung ist dem Versicherungsnehmer in diesen 
Fällen unverzüglich unter Angabe der Gründe schriftlich 
mitzuteilen. 

A3-6.4.2 Hat die ARAG ihre Leistungspflicht gemäß A3-6.4.1 ver-
neint und stimmt der Versicherungsnehmer der Auffas-
sung der ARAG nicht zu, kann er den für ihn tätigen oder 
noch zu beauftragenden Rechtsanwalt auf Kosten der 
ARAG veranlassen, dieser gegenüber eine begründete 
Stellungnahme abzugeben, ob die Wahrnehmung rechtli-
cher Interessen in einem angemessenen Verhältnis zum 
angestrebten Erfolg steht und hinreichende Aussicht auf 
Erfolg verspricht.  
Die Entscheidung ist für beide Teile bindend, es sei denn, 
dass sie offenbar von der wirklichen Sach- und Rechtslage 
erheblich abweicht. 

A3-6.4.3 Die ARAG kann dem Versicherungsnehmer eine Frist von 
mindestens einem Monat setzen, binnen der der Versiche-
rungsnehmer den Rechtsanwalt vollständig und wahr-
heitsgemäß über die Sachlage zu unterrichten und die 
Beweismittel anzugeben hat, damit diese die Stellung-
nahme gemäß A3-6.4.2 abgeben kann.  

 Kommt der Versicherungsnehmer dieser Verpflichtung 
nicht innerhalb der von der ARAG gesetzten Frist nach, 
entfällt der Versicherungsschutz. Die ARAG ist verpflich-
tet, den Versicherungsnehmer ausdrücklich auf die mit 
dem Fristablauf verbundene Rechtsfolge hinzuweisen. 
 

Gemeinsame Bestimmungen zu Teil A 
 
A(GB)-1 Abtretungsverbot 

Der Freistellungsanspruch darf vor seiner endgültigen 
Feststellung ohne Zustimmung des Versicherers weder 
abgetreten noch verpfändet werden. Eine Abtretung an 
den geschädigten Dritten ist zulässig. 

A(GB)-2 Veränderungen des versicherten Risikos und Auswir-
kung auf die Prämie (Prämienregulierung) 

A(GB)-2.1 Der Versicherungsnehmer hat nach Aufforderung mitzu-
teilen, ob und welche Änderungen des versicherten Risi-
kos gegenüber den früheren Angaben eingetreten sind. 
Diese Aufforderung kann auch durch einen Hinweis auf 
der Prämienrechnung erfolgen. Die Angaben sind inner-
halb eines Monats nach Zugang der Aufforderung zu ma-
chen und auf Wunsch des Versicherers nachzuweisen. 
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Bei unrichtigen Angaben zum Nachteil des Versicherers 
kann dieser vom Versicherungsnehmer eine Vertragsstra-
fe in dreifacher Höhe des festgestellten Prämienunter-
schiedes verlangen. Dies gilt nicht, wenn der Versiche-
rungsnehmer beweist, dass ihn an der Unrichtigkeit der 
Angaben kein Verschulden trifft. 

A(GB)-2.2 Aufgrund der Änderungsmitteilung des Versicherungs-
nehmers oder sonstiger Feststellungen wird die Prämie ab 
dem Zeitpunkt der Veränderung berichtigt (Prämienregu-
lierung), beim Wegfall versicherter Risiken jedoch erst ab 
dem Zeitpunkt des Eingangs der Mitteilung beim Versiche-
rer. Die vertraglich vereinbarte Mindestprämie darf da-
durch nicht unterschritten werden. Alle entsprechend 
A(GB)-3.1 nach dem Versicherungsabschluss eingetrete-
nen Erhöhungen und Ermäßigungen der Mindestprämie 
werden berücksichtigt. 

A(GB)-2.3 Unterlässt der Versicherungsnehmer die rechtzeitige 
Mitteilung, kann der Versicherer für den Zeitraum, für den 
die Angaben zu machen waren, eine Nachzahlung in 
Höhe der für diesen Zeitraum bereits in Rechnung gestell-
ten Prämie verlangen. Werden die Angaben nachträglich 
gemacht, findet eine Prämienregulierung statt. Eine vom 
Versicherungsnehmer zu viel gezahlte Prämie wird nur zu-
rückerstattet, wenn die Angaben innerhalb von zwei Mona-
ten nach Zugang der Mitteilung der erhöhten Prämie er-
folgten. 

A(GB)-2.4 Die vorstehenden Bestimmungen finden auch Anwen-
dung auf Versicherungen mit Prämienvorauszahlung für 
mehrere Jahre. 

A(GB)-3 Prämienangleichung und Kündigungsrecht nach 
Prämienangleichung 

A(GB)-3.1 Die Versicherungsprämien unterliegen der Prämienan-
gleichung. Soweit die Prämien nach Lohn-, Bau- oder Um-
satzsumme berechnet werden, findet keine Prämienan-
gleichung statt. Mindestprämien unterliegen unabhängig 
von der Art der Prämienberechnung der Prämienanglei-
chung. 

A(GB)-3.2 Ein unabhängiger Treuhänder ermittelt jährlich mit Wir-
kung für die ab dem 1. Juli fälligen Prämien, um welchen 
Prozentsatz sich im vergangenen Kalenderjahr der Durch-
schnitt der Schadenzahlungen aller zum Betrieb der All-
gemeinen Haftpflichtversicherung zugelassenen Versiche-
rer gegenüber dem vorvergangenen Jahr erhöht oder 
vermindert hat. Den ermittelten Prozentsatz rundet er auf 
die nächst niedrigere, durch fünf teilbare ganze Zahl ab.  

 Als Schadenzahlungen gelten dabei auch die speziell 
durch den einzelnen Versicherungsfall veranlassten Aus-
gaben für die Ermittlung von Grund und Höhe der Versi-
cherungsleistungen. 

 Durchschnitt der Schadenzahlungen eines Kalenderjahres 
ist die Summe der in diesem Jahr geleisteten Schaden-
zahlungen geteilt durch die Anzahl der im gleichen Zeit-
raum neu angemeldeten Versicherungsfälle. 

A(GB)-3.3 Im Falle einer Erhöhung ist der Versicherer berechtigt, im 
Falle einer Verminderung verpflichtet, die  Folgejahres-
prämie um den sich aus A(GB)-3.2 ergebenden Prozent-
satz zu verändern (Prämienangleichung). Die veränderte 
Folgejahresprämie wird dem Versicherungsnehmer mit der 
nächsten Prämienrechnung bekannt gegeben. 
Hat sich der Durchschnitt der Schadenzahlungen des Ver-
sicherers in jedem der letzten fünf Kalenderjahre um einen 

geringeren Prozentsatz als denjenigen erhöht, den der 
Treuhänder jeweils für diese Jahre nach A(GB)-3.2 ermit-
telt hat, so darf der Versicherer die Folgejahresprämie nur 
um den Prozentsatz erhöhen, um den sich der Durch-
schnitt seiner Schadenzahlungen nach seinen unterneh-
menseigenen Zahlen im letzten Kalenderjahr erhöht hat; 
diese Erhöhung darf diejenige nicht überschreiten, die sich 
nach dem vorstehenden Absatz ergeben würde. 

A(GB)-3.4 Liegt die Veränderung nach A(GB)-3.2 oder A(GB)-3.3 
unter 5 Prozent entfällt eine Prämienangleichung. Diese 
Veränderung ist jedoch in den folgenden Jahren zu be-
rücksichtigen. 

A(GB)-3.5 Erhöht sich die Prämie aufgrund der Prämienangleichung 
gemäß A(GB)-3.3, ohne dass sich der Umfang des Versi-
cherungsschutzes ändert, kann der Versicherungsnehmer 
den Versicherungsvertrag innerhalb eines Monats nach 
Zugang der Mitteilung des Versicherers mit sofortiger Wir-
kung, frühestens jedoch zu dem Zeitpunkt kündigen, in 
dem die Prämienerhöhung wirksam werden sollte.  

 Der Versicherer hat den Versicherungsnehmer in der 
Mitteilung auf das Kündigungsrecht hinzuweisen. Die Mit-
teilung muss dem Versicherungsnehmer spätestens einen 
Monat vor dem Wirksamwerden der Prämienerhöhung zu-
gehen. 

 Eine Erhöhung der Versicherungsteuer begründet kein 
Kündigungsrecht. 

A(GB)-4 Schiedsgerichtsvereinbarungen (gilt nicht für private 
Haftpflichtrisiken) 
Die Vereinbarung von Schiedsgerichtsverfahren vor Eintritt 
eines Versicherungsfalls beeinträchtigt den Versiche-
rungsschutz nicht, wenn das Schiedsgericht folgenden 
Mindestanforderungen entspricht: 
Das Schiedsgericht besteht aus mindestens drei Schieds-
richtern. Der Vorsitzende muss Jurist sein und soll die Be-
fähigung zum Richteramt haben. Haben die Parteien ihren 
Firmensitz in verschiedenen Ländern, darf er keinem Land 
der Parteien angehören. 
Das Schiedsgericht entscheidet nach materiellem Recht 
und nicht lediglich nach billigem Ermessen (ausgenom-
men im Falle eines Vergleichs, sofern dem Versicherer die 
Mitwirkung am Verfahren ermöglicht wurde). Das anzu-
wendende materielle Recht muss bei Abschluss der 
Schieds-gerichtsvereinbarung festgelegt sein. 
Der Schiedsspruch wird schriftlich niedergelegt und be-
gründet. In seiner Begründung sind die die Entscheidung 
tragenden Rechtsnormen anzugeben. 
Der Versicherungsnehmer ist verpflichtet, dem Versicherer 
die Einleitung von Schiedsgerichts-verfahren unverzüglich 
anzuzeigen und dem Versicherer die Mitwirkung am 
Schiedsgerichtsverfahren entsprechend der Mitwirkung 
des Versicherers an Verfahren des ordentlichen Rechts-
weges zu ermöglichen. Hinsichtlich der Auswahl des vom 
Versicherungsnehmer zu benennenden Schiedsrichters ist 
dem Versicherer eine entscheidende Mitwirkung einzu-
räumen. 
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